
Bebauungsplan Nr. 36 der Gemeinde Rheurdt
Frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange gem. 
§ 4 Abs. 1 BauGB und Beteiligung der Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange 
gem. § 4 Abs. 2 BauGB

Die Unterlagen umfassen folgende Verfahrensschritte:
Landesplanerische Abstimmung gemäß § 34 LPlG NW
Nr. Behörden Beteiligt am Verfahren nach
1a Regierungsbezirk Düsseldorf § 34 Abs. 5 LPlG NW am 14.01.2023
1b Kreis Kleve § 34 Abs. 5 LPlG NW am 14.01.2023

Sowie
 Frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs.1 

BauGB (30.07.2021-03.09.2021/13.09.2021)
 Beteiligung der Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB 

(16.01.2023 bis 17.02.2023 (einschließlich))
 Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs.2 BauGB (16.01.2023 bis 17.02.2023 (einschließlich))

Nr.    Behörde
§ 4 Abs. 1 BauGB § 4 Abs. 2 BauGB

§ 3 Abs. 2
Offenlage

beteiligt
Stellung-
nahme

beteiligt
Stellung-
nahme

Stellung-
nahme

2 Bezirksregierung Düsseldorf Dezernat 
53 - Bauleitplanung

x x x x

3 Bezirksregierung Düsseldorf Dezernat 
22 - Kampfmittelbeseitigung

x x x

4 RVR Regionalverband Ruhr x x
5 Kreisverwaltung Kleve x x x x
6 Stadt Kamp-Lintfort Der Bürgermeister x x
7 Stadt Kempen Der Bürgermeister x x
8 Stadt Neukirchen-Vluyn Der Bürger-

meister
x x x

9 Gemeinde Issum Der Bürgermeister x x
10 Gemeinde Kerken Der Bürgermeister x x
11 Landesbetrieb Straßenbau Nordrhein-

Westfalen Niederlassung Wesel
x x

12 Landesbetrieb Straßenbau Nordrhein-
Westfalen Niederlassung Krefeld

x x x

13 Landesbetrieb Wald und Holz Nord-
rhein-Westfalen

x x x x

14 Regional Forstamt Niederrhein x x
15 Geologischer Dienst NRW Landesbe-

trieb
x x x

16 LVR Amt für Liegenschaften, Verdin-
gungs- und Vertragswesen

x x

17 LVR Kaufm. Immobilienmanagement, 
Haushalt, Gebäudeservice

x x x

18 LVR Amt für Denkmalpflege im Rhein-
land

x x
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Nr.    Behörde
§ 4 Abs. 1 BauGB § 4 Abs. 2 BauGB

§ 3 Abs. 2
Offenlage

beteiligt
Stellung-
nahme

beteiligt
Stellung-
nahme

Stellung-
nahme

19 LVR Amt für Bodendenkmalpflege im 
Rheinland (Bonn)

x x

20 LVR Amt für Bodendenkmalpflege im 
Rheinland (Xanten)

x x

21 Bundesamt für Infrastruktur, Umwelt-
schutz und Dienstleistungen der Bun-
deswehr

x x x x

22 Kreispolizeibehörde x x
23 Bezirksregierung Arnsberg x x x
24 Bundesanstalt für Immobilienaufgaben x x
25 Bau- und Liegenschaftsbetrieb NRW x x x
26 Linksniederrheinische Entwässerungs-

Genossenschaft
x x x x

27 RAG Aktiengesellschaft x x
28 NIAG x x
29 Handwerkskammer Düsseldorf x x x x
30 Kreishandwerkerschaft Kleve x x
31 Kreishandwerkerschaft des Kreises 

Wesel
x x

32 DB Services Immobilien GmbH Nieder-
lassung Köln Liegenschaftsmanage-
ment

x x

33 Deutsche Post Real Estate Germany 
GmbH Regionalbereich Düsseldorf

x x

34 Einzelhandelsverband Nordrhein x x
35 Niederrheinische Industrie u. Handels-

kammer
x x x x

36 Landwirtschaftskammer NRW Kreisstel-
le Kleve Haus Riswick

x x

37 Niersverband x x
38 Wasser- und Bodenverband Gelderner 

Fleuth
x x x x

39 Wasser-und Bodenverband Issumer 
Fleuth

x x

40 Schönmackers Umweltdienste GmbH &
Co.KG

x x x

41 Schönmackers Entsorgungs GmbH x x
42 Drekopf x x
43 Bundesnetzagentur f. Elektrizität, Gas, 

Telekommunikation
x x

44 Deutsche Telekom Technik GmbH x x x x
45 Gelsenwasser Energienetze GmbH x x x
46 PLEdoc GmbH x x x
47 Rhein-Main-Rohrleitungstransportge-

sellschaft mbH
x x x x
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Nr.    Behörde
§ 4 Abs. 1 BauGB § 4 Abs. 2 BauGB

§ 3 Abs. 2
Offenlage

beteiligt
Stellung-
nahme

beteiligt
Stellung-
nahme

Stellung-
nahme

48 Westnetz GmbH x x x x
49 Stadtwerke Kamp-Lintfort x x
50 Stadtwerke Geldern x x
51 Amprion x x x x
52 Eon x x
53 Mingas-Power x x x
54 ThyssenGas x x
55 Unitymedia NRW GmbH / Vodafone 

NRW GmbH
x x x

56 N.V. Rotterdam x x x
57 Bischöfliches Generalvikariat Münster x x
58 Evang. Kirche Rheinland x x
59 Evang. Kirchen-gemeinde Hoerstgen x x
60 Kath. Kirchengemeinde St. Hubertus x x
61 Kath. Kirchengemeinde Rheurdt x x
62 Neuapostolische Kirche Kirche NRW x x
63 Zentralrendantur der Kath. Kirchenge-

meinden im Dekanat Geldern / Goch
x x

64 Gemeindeverwaltung Rheurdt Fachbe-
reich 1

x x

65 Gemeindeverwaltung Rheurdt Produkt-
bereich 2.1

x x

66 Gemeindeverwaltung Rheurdt Produkt-
bereich 2.2

x x

67 Gemeindeverwaltung Rheurdt - Bürger-
meister

x x

68 Freiwillige Feuerwehr Rheurdt x x
69 Arbeitsagentur Wesel x x
70 Arbeitsagentur Kleve x x
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Nr. Stellungnahme Abwägungsvorschlag

2 Bezirksregierung Düs-
seldorf
§ 4 Abs. 1 BauGB
24.08.2021

lm Rahmen des o.g. Verfahrens haben Sie mich beteiligt und um 
Stellungnahme gebeten.

Hinsichtlich der Belange des Verkehrs (Dez. 25) ergeht folgende 
Stellungnahme:
Die Belange des Dezernates sind nicht berührt.

Hinsichtlich der Belange des Luftverkehrs (Dez. 26) ergeht folgende
Stellungnahme:
Die Belange des Dezernates sind nicht berührt.

Hinsichtlich der Belange der ländlichen Entwicklung und Bodenord-
nung (Dez. 33) ergeht folgende Stellungnahme:
Aus Sicht der von Dezernat 33 zu veıtretenden Belange bestehen 
gegen das o.g. Vorhaben keine Bedenken.
Hinweis: Bei der noch ausstehenden Planung der Ausgleichsmaß-
nahmen sind flächensparende und agrarstrukturverträgliche Maß-
nahmen zu bevorzugen.

Hinsichtlich der Belange der Denkmalangelegenheiten (Dez. 35.4) 
ergeht folgende Stellungnahme:
Gegen die Änderung in dem oben genannten Bereich im Regie-
rungsbezirk Düsseldorf bestehen aus meiner Sicht keine Beden-

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Der Stellungnahme wird gefolgt.
Der Bebauungsplan Nr. 36 – „Hochend / Oberweg“ wird im 
beschleunigten Verfahren gem. § 13a BauGB aufgestellt. 
Nach § 13a Abs. 2 S.1 i.V.m. § 13 Abs. 3 S. 1 BauGB wird 
von der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB und von 
dem Umweltbericht nach § 2a BauGB abgesehen. Im be-
schleunigten Verfahren gelten gem. 
§ 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB Eingriffe, die aufgrund der Aufstel-
lung des Bebauungsplanes zu erwarten sind, als i.S.d. 
§ 1a Abs. 3 S. 6 BauGB vor der planerischen Entscheidung 
erfolgt oder zulässig und erfordern daher keinen Ausgleich.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.
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ken, da sich im Planungsgebiet meines Wissens keine Bau- oder 
Bodendenkmäler befinden, die im Eigentum oder Nutzungsrecht 
des Landes oder Bundes stehen.

Da meine Zuständigkeiten nur für Denkmäler im Eigentums- oder 
Nutzungsrecht des Landes oder Bundes gegeben sind empfehle 
ich - falls nicht bereits geschehenden - das LVR -Amt für Denkmal-
pflege im Rheinland in Pulheim und das LVR -Amt für Bodendenk-
malpflege im Rheinland in Bonn sowie die zuständige kommunale 
Untere Denkmalbehörde zur Wahrung sämtlicher denkmalrechtli-
cher Belange zu beteiligen.

Hinsichtlich der Belange des Landschafts- und Naturschutzes (Dez.
51) ergeht folgende Stellungnahme:
Die Belange des Dezernates sind nicht berührt.

Hinsichtlich der Belange der Abfallwirtschaft (Dez. 52) ergeht fol-
gende Stellungnahme:
Die Belange des Dezernates sind nicht berührt.

Hinsichtlich der Belange des lmmissionsschutzes (Dez. 53) ergeht 
folgende Stellungnahme:
Die Belange des Dezernates sind nicht berührt.

Hinsichtlich der Belange des Gewässerschutzes (Dez. 54) ergeht 
folgende Stellungnahme:
Die Belange des Dezernates sind nicht berührt.

Ansprechpartner:
- Belange der ländlichen Entwicklung und Bodenordnung (Dez. 33)
Frau Schwanitz, Tel. 0211/475-9855, E-Mail: cosima.schwanitz@-
brd.nrw.de

Der Stellungnahme wird gefolgt.
Das  LVR -Amt für Denkmalpflege im Rheinland in Pulheim 
sowie das LVR -Amt für Bodendenkmalpflege im Rheinland 
in Bonn wurden beteiligt (vgl Lfd-Nr. 18-20).

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.
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- Belange der Denkmalangelegenheiten (Dez. 35.4)
Herr Braun, Tel. 0211/475-1326, E-Mail: alexander.braun@brd.nr-
w.de

Hinweis:
Diese Stellungnahme erfolgt im Zuge der Beteiligung der Bezirksre-
gierung Düsseldorf als Träger öffentlicher Belange. Insofern wurden
lediglich diejenigen Fachdezernate beteiligt, denen diese Funktion 
im vorliegenden Verfahren obliegt. Andere Dezernate/Sachgebiete 
haben die von Ihnen vorgelegten Unterlagen daher nicht geprüft.
Dies kann dazu führen, dass von mir z.B. in späteren Genehmi-
gungsoder Antragsverfahren auch (Rechts-)Verstöße geltend ge-
macht werden können, die in diesem Schreiben keine Erwähnung 
finden.
Bitte beachten Sie die Anforderungen an die Form der TÖB-Beteili-
gung:
http://www.brd.nrw.de/wirueberuns/DieBezirksregierunq/04 TO-
EB.html
und
http://www.brd.nrw.de/wirueberuns/DieBezirksregierunq/04 TOEB 
Zustaendigkeiten.pdf

2b Bezirksregierung Düs-
seldorf
§ 4 Abs. 1 BauGB
09.02.2023

Es bestehen seitens des Dezernates keine Bedenken gegen die 
Planung.
Hinsichtlich der Belange der Denkmalangelegenheiten (Dez. 35.4)
ergeht folgende Stellungnahme:
Gegen die Änderung in dem oben genannten Bereich im Regie-
rungsbezirk Düsseldorf bestehen aus meiner Sicht keine Beden-
ken, da sich im Planungsgebiet meines Wissens keine Bau- oder 
Bodendenkmäler befinden, die im Eigentum oder Nutzungsrecht 
des Landes oder Bundes stehen.
Da meine Zuständigkeiten nur für Denkmäler im Eigentums- oder 
Nutzungsrecht des Landes oder Bundes gegeben sind empfehle 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Der Stellungnahme wird gefolgt. 
Das LVR Amt für Denkmalpflege im Rheinland, das LVR Amt
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ich -falls nicht bereits geschehenden LVR -Amt für Denkmalpflege 
im Rheinland-in Pulheim und den LVR -Amt für Bodendenkmalpfle-
ge im Rheinland- in Bonn sowie die zuständige kommunale Untere 
Denkmalbehörde zur Wahrung sämtlicher denkmalrechtlicher Be-
lange zu beteiligen.
Folgende von mir zu vertretenden Belange sind von dem Vorhaben
nicht berührt:
- Belange des Luftverkehrs (Dez. 26)
- Belange der Abfallwirtschaft (Dez. 52)
- Belange des Immissionsschutzes (Dez. 53)
- Belange des Gewässerschutzes (Dez. 54)

für Bodendenkmalpflege im Rheinland (Bonn) sowie das 
LVR Amt für Bodendenkmalpflege im Rheinland (Xanten) 
wurden beteiligt. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

3 Bezirksregierung Düs-
seldorf - Kampfmittelbe-
seitigungsdienst
§ 4 Abs. 1 BauGB
27.09.2021

Luftbilder aus den Jahren 1939 - 1945 und andere historische Un-
terlagen liefern keine Hinweise auf das Vorhandensein von Kampf-
mitteln im beantragten Bereich. Daher ist eine Überprüfung des 
beantragten Bereichs auf Kampfmittel nicht erforderlich. Eine Ga-
rantie auf Kampfmittelfreiheit kann gleichwohl nicht gewährt wer-
den. Sofern Kampfmittel gefunden werden, sind die Bauarbeiten 
sofort einzustellen und die zuständige Ordnungsbehörde oder eine 
Polizeidienststelle unverzüglich zu verständigen.
Erfolgen Erdarbeiten mit erheblichen mechanischen Belastungen 
wie Rammarbeiten, Pfahlgründungen, Verbauarbeiten etc. empfeh-
le ich eine Sicherheitsdetektion. Beachten Sie in diesem Fall auf 
unserer Internetseite das Merkblatt für Baugrundeingriffe .
Weitere Informationen finden Sie auf unserer Internetseite .

Der Stellungnahme wird gefolgt.
Der Inhalt der Stellungnahme wurde in die Begründung (vgl. 
Kap. 18) übernommen. In dem Plan wurde folgender Hinweis
aufgenommen:
„Es sind keine Hinweise auf das Vorhandensein von Kampf-
mitteln vorhanden. Eine Garantie auf Kampfmittelfreiheit 
kann gleichwohl nicht gewährt werden. Generell sind Bauar-
beiten sofort einzustellen, sofern Kampfmittel gefunden wer-
den. In diesem Fall ist die zuständige Ordnungsbehörde, der 
Kampfmittelbeseitigungsdienst der Bezirksregierung Düssel-
dorf oder die nächstgelegene Polizeidienststelle unverzüglich
zu verständigen. Erfolgen zusätzliche Erdarbeiten mit erheb-
lichen mechanischen Belastungen wie Rammarbeiten, Pfahl-
gründungen etc. wird eine Sicherheitsdetektion empfohlen.“

5 Kreisverwaltung Kleve
§ 4 Abs. 1 BauGB
27.08.2021

Zur o.g. Planung wird von mir folgende Stellungnahme vorgetragen.

Als Untere Naturschutzbehörde bzql. des Artenschutzes:
In der Begründung zum städtebaulichen Entwurf „Aufstellung des 
Bebauungsplanes Nr. 36 ,Hochend / Oberweg' der Gemeinde 
Rheurdt“, Stand 30.07.2021, bearbeitet von regio gis+planung,
Kamp-Lintfort, fehlen Angaben, ob durch die Planung die Verbots-

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.
Für das Verfahren wurde eine Artenschutzprüfung erarbeitet 
und die Ergebnisse in der Begründung (vgl. Kap. 15) doku-
mentiert. Die Artenschutzprüfung (1. Stufe) ist Teil der Unter-
lagen zur Offenlage.
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tatbestände des § 44 (1) BNatSchG ausgelöst werden können.
Für die aufgrund des § 44 (5) BNatSchG durchzuführende Arten-
schutzprüfung (ASP) ist daher noch ein Artenschutzrechtlicher 
Fachbeitrag im weiteren Verfahren vorzulegen.
Bei der Artenschutzprüfung handelt es sich um eine eigenständige 
Prüfung, die nicht durch andere Prüfverfahren ersetzt werden kann 
(z. B. Umweltverträglichkeitsprüfung, FFH-Verträglichkeitsprüfung, 
Prüfung nach der Eingriffsregelung, Prüfung nach Umweltscha-
densgesetz).
Die aufgrund des § 44 (5) BNatSchG durchzuführende Artenschutz-
prüfung wird durch die zuständige Untere Naturschutzbehörde u.a. 
in Bezug auf die Eignung der Vermeidungsmaßnahmen (incl. vor-
gezogener Ausgleichsmaßnahmen) und ggf. des Risikomanage-
ments beurteilt und ist einer gemeindlichen Abwägung nicht zu-
gänglich (vergl. Kapitel 3.2 „Verbindliche Bauleitplanung” in: Arten-
schutz in der Bauleitplanung und bei der baurechtlichen Zulassung 
von Vorhaben; Gemeinsame Handlungsempfehlung des Ministeri-
ums für Wirtschaft, Energie, Bauen, Wohnen und Verkehr NRW 
und des Ministeriums für Klimaschutz, Umwelt. Landwirtschaft, Na-
tur- und Verbraucherschutz NRW vom 22.12.2010). Daher bin ich
nochmals zu beteiligen.

Als Untere Naturschutzbehörde bzql. des Naturschutzes:
Es werden keine grundsätzlichen Bedenken geäußert.
Da eine Realisierung des Ursprungsplans nicht möglich ist, ist er-
neut die Auswirkungen des Bebauungsplans hinsichtlich seiner vor-
aussichtlichen Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes sowie der
Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts in einem Um-
weltbericht darzulegen und in einer qualifizierten Eingriffs-/Aus-
gleichsbilanzierung in einem Landschaftspflegerischen Begleitplan 
zu bewerten und zu bilanzieren.

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt.
Das Verfahren wird als  Bebauungsplan der Innenentwick-
lung (§ 13a) durchgeführt. Aufgrund der Größe der zulässi-
gen Grundfläche ist keine Umweltprüfung erforderlich.
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Als Untere Wasserbehörde
Niederschlagswasser wird in die Kategorien unbelastet/schwach 
belastet/stark belastet eingestuft und bedarf ggfs. - ausgehend von 
Herkunftsbereichen - vor Einleitung in das Grundwasser einer Be-
handlung.
Eine Versickerung von Niederschlagswasser setzt voraus, dass der
Boden wasseraufnahmefähig ist und ein ausreichender Abstand zur
Grundwasseroberfläche (Grundwasserflurabstand: vgl. m. Ziffer 
11,1 des „§ 51a-Erlasses“) besteht. Zur Beurteilung, ob eine Versi-
ckerung des Niederschlagswassers vor Ort möglich ist, sind min-
destens Grundaussagen zu den hydrogeologischen Randbedingun-
gen notwendig. Diese sind in den zur Verfügung gestellten Unterla-
gen nicht enthalten.
ln Abhängigkeit vom höchsten (natürlichen) Grundwasserstand und
dem lageabhängigen resultierenden Flurabstand bzw. Sohlabstand 
sind im Plangebiet möglicherweise unterirdische Versickerungsan-
lagen nicht zulässig.
Grundaussagen zu den hydrogeologischen Randbedingungen wä-
ren daher im nächsten Verfahrensschritt zu ergänzen.

Der Fachbereich 5. Abteilung Gesundheitsangelegenheiten hat mir 
im Beteiligungsverfahren folgende Stellungnahme zukommen las-

Der Stellungnahme wird gefolgt.
Für die Planung wurde ein Bodengutachten eingeholt, in 
dem die Versickerungseigenschaften des Bodens geprüft 
wurden. Aufgrund des von der LINEG für die Bemessung der
Versickerungsanlagen maßgebende Grundwasserstands 
wurde festgestellt, dass die Unterkante von Versickerungs-
anlagen dann überwiegend oberhalb der gut versickerungs-
fähigen Terrassensande zu liegen kommt. Für die Einrich-
tung von Versickerungsanlagen ist daher eine Detailplanung 
notwendig. Ein grundsätzliches Hindernis für eine Versicke-
rung besteht nicht. In den Bebauungsplan wurde folge Fest-
setzung (Nr. 5.3) aufgenommen:
Für das anfallende Niederschlagswasser von privaten Dach- 
und sonstigen versiegelten Flächen ist auf den einzelnen 
Grundstücken eine dezentrale Versickerung gemäß DWA Ar-
beitsblatt A 138 vorzusehen. Die konkrete Bemessung einer 
Versickerungsanlage ist für jedes Einzelobjekt anhand des 
tatsächlichen Durchlässigkeitsbeiwertes vorzunehmen. Es ist
darauf zu achten, dass im Versickerungsbereich ausreichend
durchlässige Schichten anstehen. Die Versickerungsanlagen
müssen einen Mindestabstand von 1 m zum maximalen 
Grundwasserspiegel einhalten. Für die Versickerungseinrich-
tung ist eine wasserrechtliche Erlaubnis bei der Unteren 
Wasserbehörde des Kreises Kleve  zu beantragen.“

Der Stellungnahme wird gefolgt.
Für den Bebauungsplan wurde ein Schallgutachten erarbei-
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sen (Ansprechpartner: Herr Busch. Tel.: 02821-85-330):
Zu o. g. Vorhaben rege ich folgendes an:
Nach § 10 Abs. 1 des Gesetzes über den öffentlichen Gesundheits-
dienst (ÖGDG) vom 17.12.1997 (GVBI NW 1997, S. 431) in derzeit 
gültiger Fassung habe ich den Schutz der Bevölkerung vor gesund-
heitsgefährdenden und gesundheitsschädigenden Einflüssen aus 
der Umwelt, zu denen auch Lärmeinwirkungen zählen, zu fördern 
und die Bevölkerung hierüber aufzuklären.
Westlich grenzt das Plangebiet an die Straße Hochend (L478), so 
dass eine Lärmbelastung für die Bewohner des neu geplanten 
Wohnbaugebietes nicht auszuschließen ist.
Da sich Umweltlärm, zu dem auch Verkehrslärm zählt, auf das kör-
perliche, seelische und soziale Wohlbefinden auswirken oder zu 
Krankheiten führen kann, darf ein Iärmbedingtes Gesundheitsrisiko 
nicht unterschätzt werden. Als Risikogruppen für Lärmbeeinträchti-
gungen gelten vor allem Schwangere, Kinder, alte Menschen, Kran-
ke und Rekonvaleszenten, wobei Hypertoniker und blutdrucklabile 
Menschen überdurchschnittlich gefährdet sind. Bei Einhaltung fol-
gender Außenmittelungspegel ist nach derzeitigem Erkenntnisstand
der Lärmwirkungsforschung nicht mit einer Beeinträchtigung des 
seelischen und sozialen Wohlbefindens zu rechnen:
tags 50 - 55 dB(A) [außen] 30 - 35 dB(A) [innen]
nachts 35 - 40 dB(A) [außen] 20 - 25 dB(A) [innen]

Die dauerhafte Einhaltung der vorgenannten lmmissionswerte in 
dem Wohngebiet sollte im weiteren Verfahrensverlauf gutachterlich 
durch Erstellung einer Lärmimmissionsprognose begleitet und
ggf. durch geeignete (aktive und/oder passive) Lärmminderungs-
maßnahmen sichergestellt werden.

tet und Schallpegelbereiche ermittelt. Die Ergebnisse sind in 
der Begründung (vgl. Kap. 16) dargestellt. In den Entwurf der
Satzung des Bebauungsplanes wurde die Darstellung der 
Schallpegelbereiche übernommen und Festsetzungen zu 
Maßnahmen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkun-
gen durch Geräusche vorgenommen.

5b Kreisverwaltung Kleve
§ 4 Abs. 2 BauGB
17.02.2023

Als Untere Naturschutzbehörde bzql. des Artenschutzes:
Das Protokoll der artenschutzrechtlichen Prüfung habe ich beige-
fügt:
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Protokoll der Artenschutzprüfung:
1. Es gibt keine ernst zu nehmenden Hinweise auf Vorkommen 
von FFH-Anhang lV-Arten oder europäischen Vogelarten, die
durch den Plan bzw. das Vorhaben betroffen sein könnten: ja

Als Untere Naturschutzbehörde bzql. des Naturschutzes:
Die entlang der Straße Hochend befindlichen Straßenbäume wur-
den als erhaltenswert beurteilt (Begründung S. 4). Ich rege an, dies 
in der Planurkunde zeichnerisch und textlich entsprechend kennt-
lich zu machen. 

Für den erhaltenswerten Gehölzbestand ist die DIN 18920 „Schutz 
von Bäumen, Pflanzenbeständen und Vegetationsflächen bei Bau-
maßnahmen“ bindend. Zudem sollte geklärt werden, ob die Bäume 
unter die Baumschutzsatzung der Gemeinde Rheurdt fallen und im 
Falle einer nachhaltigen Beschädigung ersetzt werden müssen.

Als Untere Wasserbehörde bzql. der Niederschlagswasserbeseiti-
qunq; 
Es soll mittels Festsetzung im B-Plan die Niederschlagswasserbe-
seitigung der privaten Dach- und sonstigen versiegelten Flächen 
mittels Versickerung in das Grundwasser geregelt werden.
Hierzu bestehen - insbesondere für den Teilbereich der Mehrtamili-
enhäuser – Bedenken.
Der RdErl. vom 18.05.1998 „Niederschlagswasserbeseitigung ge-
mäß § 51a des Landeswassergesetzes“ setzt bei einer Versicke-
rung von Niederschlagswasser voraus, dass der Boden wasserauf-
nahmefähig ist und ein ausreichender Abstand zur Grundwasser-
oberfläche (Grundwasserflurabstand / Sohlabstand) besteht. Versi-
ckerungsanlagen müssen gemäß Ziffer 11.1 des RdErlasses einen 

Der Stellungnahme wird gefolgt.
In die Artenschutzprüfung wird das Gesamtprotokoll entspre-
chend der Stellungnahme der Unteren Naturschutzbehörde 
eingefügt.

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt.
Die Bäume liegen außerhalb des Geltungsbereichs des Be-
bauungsplans Nr. 36 Hochend / Oberweg. Festsetzungen in 
diesem Bereich können nicht vorgenommen werden. Die 
Bäume befinden sich auf dem Grundstück, dass den Geh-
weg entlang der Straße und die Böschung zum Plangebiet 
umfasst. 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt.
Um die Bäume zu schützen, wurde die Grundstücksgrenze 
als Bereich ohne Ein- und Ausfahrt festgesetzt, so dass die 
Bäume nicht von der Baumaßnahme betroffen sind. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.
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Mindestabstand der Sohle der Versickerungsanlage von min. 1 m 
zum maximalen (höchsten) Grundwasserspiegel einhalten.
Aufgrund der hohen Grundwasserstände, der vorhandenen Schich-
tabfolge bzw. Mächtigkeiten (einhergehend mit einer geringen 
Durchlässigkeit der oberen anstehenden Bodenschicht) sind die 
Möglichkeiten zur Versickerung von Niederschlagswasser innerhalb
des Plangebietes - laut Bodengutachten (Nr. 21141 vom 
24.01.2022) des Büro hydro aus Aachen - stark eingeschränkt.

Laut Bodengutachten beträgt der seitens der LINEG für das Plan-
gebiet angegebene mittlere höchste Grundwasserstand (MHGW) 
28,9 m NHN. Gemäß Abbildung 10 (Querprofil mit Blick von Süden 
auf das Plangebiet) der Begründung soll die geplante Geländehöhe
im Bereich der Mehrfamilienhäuser 30,4 m NHN betragen. Der 
Grundwasserflurabstand ist damit kleiner als 2 m, die bei der An-
ordnung von unterirdischen Versickerungsanlagen gemäß Ziffer 
11.1 des o.g. Runderlasses nicht zulässig. 

Für diesen Teilbereich sollte ein vollständiger (Dach- und befestigte
Flächen) Anschluss des Niederschlagswassers an den öffentlichen 
Regenwasserkanal vorgesehen werden. Lediglich im Bereich der 
Doppel-/Reihenhäuser entlang des "Oberweges" könnten Rohrrigo-
len möglich werden, sofern im Rahmen der wasserrechtlichen Er-
laubnisverfahren, die in der Begründung/Festsetzung benannte Di-
mensionierung der Versickerungsanlage für jedes Einzelobjekt an-
hand des jeweiligen tatsächlichen Durchlässigkeitsbeiwertes durch-
geführt und vorgelegt werden.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt.
Im Generalentwässerungsplan der Gemeinde Rheurdt wird  
für das Plangebiet die Beseitigung des Niederschlagswas-
sers über eine Versickerung dargestellt. In gleicher Weise 
wurde dies in dem derzeit rechtskräftigen Bebauungsplan 
B22 B – „Hochend/Oberweg“ festgesetzt. Nach § 55 Abs. 2 
WHG soll Niederschlagswasser ortsnah versickert, verrieselt 
oder direkt oder über eine Kanalisation ohne Vermischung 
mit Schmutzwasser in ein Gewässer eingeleitet werden. Für 
die Planung wurde ein Bodengutachten eingeholt, in dem die
Versickerungseigenschaften des Bodens geprüft wurden. 
Aufgrund des von der LINEG für die Bemessung der Versi-
ckerungsanlagen maßgebende Grundwasserstands wurde 
festgestellt, dass die Möglichkeiten zur Versickerung von 
Niederschlagswasser stark eingeschränkt sind. Es bestehen 
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Nach Auswertung der Abbildung 6 (Starkregengefahrenkarte und 
Höhenlinien) in der Begründung werden Teilflächen des Plangebie-
tes von Überflutung bzw. Hochwasser bei extremen Starkregen - 
auch bei den angegebenen vorhandenen Schutzmaßnahmen - be-
troffen sein. Innerhalb des Plangebiets soll laut Begründung u.a. ei-
ne möglichst geringe Versiegelung und eine Rückhaltung der Nie-
derschläge auf der Fläche erfolgen. Der vorgenannte Sachverhalt 
wird insbesondere bei der Planungsalternative 2 ("Erschließung" 
Flächengröße 826 m2) nicht berücksichtigt.
Es werden m.E. Flächen innerhalb des Plangebietes nach Starkre-

aber sehr wohl zumutbare Möglichkeiten zum Umgang mit 
dem Niederschlagswasser. Aufgrund der Größe des Grund-
stücks sind beispielsweise flache Versickerungsmulden mög-
lich. Als Maßnahme, die zudem der Anpassung an den Kli-
mawandel dient, wäre die Rückhaltung (Gründächer) und die
Speicherung des Niederschlagswassers zur Gartenbewässe-
rung (Zisternen) in der Kombination mit einer Flächenversi-
ckerung (Mulde) eine zumutbare Möglichkeit.
Der geforderte Anschluss von Niederschlagswasser an die 
Regenwasserkanalisation wird daher den Zielen des WHG 
(vgl. § 6 Abs.1 WHG) und der Klimaschutzklausel des Bau-
gesetzbuches (vgl. § 1 Abs. 5 BauGB) nicht gerecht. Eine 
Ableitung des Niederschlagswassers in die Kanalisation ist 
zudem nicht möglich, da die Regenwasserkanalisation der-
zeit schon soweit belastet ist, das keine zusätzliche Einlei-
tung mehr vorgesehen werden kann. Zudem wird das Re-
genwasser über die Kanalisation dem Dufhausgraben zuge-
leitet, in den ebenfalls keine zusätzlichen Regenmengen 
mehr eingeleitet werden sollen. 
Die Begründung des Bebauungsplanes (Kap. 11) wird um ei-
ne Darstellung ergänzt, dass eine Einleitung des Nieder-
schlagswassers in die Kanalisation nicht möglich ist.

Der Stellungnahme wird gefolgt.
Die in der Begründung dargestellt Starkregengefahrenkarte 
(Kap. 4.8, Abb. 6) stellt anhand der bestehenden Geländehö-
hen mögliche Einstautiefen bei Starkregenereignissen dar. 
Da das Plangebiet am Fuß der Schaephuysener Höhen liegt,
liegt eine bekannte Gefährdung durch das bei Starkregen 
von den  Schaephuysener Höhen ablaufende Wasser vor. 
Auf diese Gefahr wurde in den letzten Jahren durch den Bau
von Regenrückhaltenbecken am westlichen Rand der Be-
bauung reagiert (vgl. Begründung Kap. 4.8). Aufgrund der 
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genereignissen eingestaut bleiben, sofern das Wasser nicht unkon-
trolliert über Teilflächen mit Gefälle innerhalb und ggfs. auch außer-
halb des Plangebietes liegende Tiefpunkte abläuft.

Der Fachbereich 5. Abt. 5.1 - Gesundheitsanqelegenheiten hat mir 
im Beteiliqunqsverfahren folgende Stellungnahme zukommen las-
sen (Ansprechpartner: Herr Busch, Tel.: 02821/85812):
Zu o. g. Vorhaben rege ich folgendes an:
Nach § 10 Abs. 1 des Gesetzes über den öffentlichen Gesundheits-
dienst (ÖGDG) vom 17.12.1997 (GVBI NW 1997, S. 431) in derzeit 
gültiger Fassung habe ich den Schutz der Bevölkerung vor gesund-
heitsgefährdenden und gesundheitsschädigenden Einflüssen aus 
der Umwelt, zu denen auch Lärmeinwirkungen zählen, zu fördern 
und die Bevölkerung hierüber aufzuklären.
Östlich grenzt das Plangebiet an die Straße Hochend (L478), so 
dass eine Lärmbelastung für die Bewohner des neu geplanten 
Wohnbaugebietes nicht auszuschließen ist. Da sich Umweltlärm, zu
dem auch Verkehrslärm zählt, auf das körperliche, seelische und 
soziale Wohlbefinden auswirken oder zu Krankheiten führen kann, 
darf ein lärmbedingtes Gesundheitsrisiko nicht unterschätzt wer-

bestehenden Geländestruktur kann es auch innerhalb des 
Plangebietes zu Einstauungen mit einer Tiefe von bis zu 
50cm kommen kann. Für das Bauvorhaben ist aber eine Um-
gestaltung der Bodenoberfläche notwendig, die diesem Um-
stand Rechnung tragen muss. Zudem werden für die Versi-
ckerung des Niederschlagswassers Mulden erforderlich, die 
zugleich der Rückhaltung des Niederschlagswassers wäh-
rend der Regenereignisse dienen. 
Um die Versiegelung möglichst gering zu halten, wurde für 
die Festsetzungen des Bebauungsplanes die Alternative 1 
zu Grunde gelegt. Um die Bebauung vor unkontrolliert ablau-
fendem Wasser von den Schaephuysener Höhen zu schüt-
zen, wird in dem Bebauungsplan anhand absoluter Höhen-
werte für die Bebauung entlang des Oberweges festsetzt, 
dass der Erdgeschossfußboden oberhalb der Straßendecke 
des Oberweges liegen muss. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.
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den. Als Risikogruppen für Lärmbeeinträchtigungen gelten vor al-
lem Schwangere, Kinder, alte Menschen, Kranke und Rekonvales-
zenten, wobei Hypertoniker und blutdrucklabile Menschen über-
durchschnittlich gefährdet sind. Bei Einhaltung folgender Außenmit-
telungspegel ist nach derzeitigem Erkenntnisstand der Lärmwir-
kungsforschung nicht mit einer Beeinträchtigung des seelischen
und sozialen Wohlbefindens zu rechnen:
tags 50 - 55 dB(A) [außen] 30 - 35 dB(A) [innen] nachts 35 - 40 
dB(A) [außen] 20 - 25 dB(A) [innen]. Gemäß der Schalltechnischen 
Untersuchung des Ingenieurbüros Dr. Knohl, Dorsten, vom 
29.12.2021; Bericht Nr. L-210930-1v2 werden die vorgeschriebe-
nen lmmissionswerte (z. B. DIN18005) im Plangebiet teilweise 
überschritten. 

Zur Schaffung gesunder Wohnverhältnisse im Plangebiet sollte die 
dauerhafte Einhaltung der vorgenannten lmmissionswerte deshalb 
unbedingt durch die in der o.a. Schalltechnischen Untersuchung 
und in der Entwurfsbegründung zum Bebauungsplan Rheurdt Nr. 
36 - „Hochend Oberweg“ beschriebenen Lärmminderungsmaßnah-
men sichergestellt werden.

Der Stellungnahme wird gefolgt.
Die Lärmminderungsmaßnahmen werden in dem Bebau-
ungsplan festgesetzt.

5c Kreisverwaltung Kleve
Untere Wasserbehörde
§ 4 Abs. 2 BauGB
11.05.2023

Es soll mittels Festsetzung im B-Plan die Niederschlagswasserbe-
seitigung der privaten Dach- und sonstigen versiegelten Flächen 
mittels Versickerung in das Grundwasser geregelt werden.

Der RdErl. vom 18.05.1998 „Niederschlagswasserbeseitigung ge-
mäß § 51a des Landeswassergesetzes“ setzt bei einer Versicke-
rung von Niederschlagswasser voraus, dass der Boden wasserauf-
nahmefähig ist und ein ausreichender Abstand zur Grundwasser-
oberfläche (Grundwasserflurabstand / Sohlabstand) besteht. Versi-
ckerungsanlagen müssen gemäß Ziffer 11.1 des RdErlasses einen 
Mindestabstand der Sohle der Versickerungsanlage von min. 1 m 
zum maximalen (höchsten) Grundwasserspiegel einhalten.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.
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Aufgrund der hohen Grundwasserstände, der vorhandenen Schich-
tabfolge bzw. Mächtigkeiten (einhergehend mit einer geringen 
Durchlässigkeit der oberen anstehenden Bodenschicht) sind die 
Möglichkeiten zur Versickerung von Niederschlagswasser innerhalb
des Plangebietes - laut Bodengutachten (Nr. 21141 vom 
24.01.2022) des Büro hydro aus Aachen - stark eingeschränkt.

Laut Bodengutachten beträgt der seitens der LINEG für das Plan-
gebiet angegebene mittlere höchste Grundwasserstand (MHGW) 
28,9 m NHN. Gemäß Abbildung 10 (Querprofil mit Blick von Süden 
auf das Plangebiet) der Begründung soll die geplante Geländehöhe
im Bereich der Mehrfamilienhäuser 30,4 m NHN betragen. Der 
Grundwasserflurabstand ist damit kleiner als 2 m, die bei der An-
ordnung von unterirdischen Versickerungsanlagen gemäß Ziffer 
11.1 des o.g. Runderlasses nicht zulässig sind. 
Sofern für diesen Teilbereich ein vollständiger Anschluss (Dach und
befestigte Flächen) des Niederschlagswassers an den öffentlichen 
Regenwasserkanal aus technischen Gründen (z.B. Überlastung 
des RW-Kanal) nicht möglich sein sollte, sind lediglich ausreichend 
dimensionierte groß- und oberflächige Versickerungsanlagen, wie 
Flächen- / Muldenversickerungsanlagen gemäß DWA A 138 im öst-
lichen Plangebiet statthaft.
Lediglich im Bereich der Doppel-/Reihenhäuser entlang des "Ober-
weges" könnten Rohrrigolen möglich werden, sofern im Rahmen 
der wasserrechtlichen Erlaubnisverfahren, die in der Begründung/
Festsetzung benannte Dimensionierung der Versickerungsanlage 
für jedes Einzelobjekt anhand des jeweiligen tatsächlichen Durch-
lässigkeitsbeiwertes durchgeführt und vorgelegt werden.

Nach Auswertung der Abbildung 6 (Starkregengefahrenkarte und 
Höhenlinien) in der Begründung werden Teilflächen des Plangebie-
tes von Überflutung bzw. Hochwasser bei extremen Starkregen - 
auch bei den angegebenen vorhandenen Schutzmaßnahmen - be-

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Der Stellungnahme wird gefolgt.
Da der RW-Kanal im Hochend, für die Niederschlagsentwäs-
serung des Plangebietes nicht ausreichend dimensioniert ist,
wird für die Entwässerung des Niederschlagswassers eine 
Versickerung vorgesehen. In die Festsetzung des Bebau-
ungsplanes wird aufgenommen, dass für das allgemeine 
Wohngebiet WA 2 nur ausreichend dimentionierte groß- und 
oberflächige Versickerungsanlagen, wie Flächen- / Mulden-
versickerungsanlagen zulässig sind. Für die Versickerungs-
einrichtung ist eine wasserrechtliche Erlaubnis bei der Unte-
ren Wasserbehörde des Kreises Kleve zu beantragen.

Der Stellungnahme wird gefolgt.
Die in der Begründung dargestellt Starkregengefahrenkarte 
(Kap. 4.8, Abb. 6) stellt anhand der bestehenden Geländehö-
hen mögliche Einstautiefen bei Starkregenereignissen dar. 
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troffen sein. Innerhalb des Plangebiets soll laut Begründung u.a. ei-
ne möglichst geringe Versiegelung und eine Rückhaltung der Nie-
derschläge auf der Fläche erfolgen. Der vorgenannte Sachverhalt 
wird insbesondere bei der Planungsalternative 2 ("Erschließung" 
Flächengröße 826 m2) nicht berücksichtigt.
Es werden m.E. Flächen innerhalb des Plangebietes nach Starkre-
genereignissen eingestaut bleiben, sofern das Wasser nicht unkon-
trolliert über Teilflächen mit Gefälle innerhalb und ggfs. auch außer-
halb des Plangebietes liegende Tiefpunkte abläuft.

Da das Plangebiet am Fuß der Schaephuysener Höhen liegt,
liegt eine bekannte Gefährdung durch das bei Starkregen 
von den  Schaephuysener Höhen ablaufende Wasser vor. 
Auf diese Gefahr wurde in den letzten Jahren durch den Bau
von Regenrückhaltenbecken am westlichen Rand der Be-
bauung reagiert (vgl. Begründung Kap. 4.8). Aufgrund der 
bestehenden Geländestruktur kann es auch innerhalb des 
Plangebietes zu Einstauungen mit einer Tiefe von bis zu 
50cm kommen kann. Für das Bauvorhaben ist aber eine Um-
gestaltung der Bodenoberfläche notwendig, die diesem Um-
stand Rechnung tragen muss. Zudem werden für die Versi-
ckerung des Niederschlagswassers Mulden erforderlich, die 
zugleich der Rückhaltung des Niederschlagswassers wäh-
rend der Regenereignisse dienen. 
Um die Versiegelung möglichst gering zu halten, wurde für 
die Festsetzungen des Bebauungsplanes die Alternative 1 
zu Grunde gelegt. Um die Bebauung vor unkontrolliert ablau-
fendem Wasser von den Schaephuysener Höhen zu schüt-
zen, wird in dem Bebauungsplan anhand absoluter Höhen-
werte für die Bebauung entlang des Oberweges festsetzt, 
dass der Erdgeschossfußboden oberhalb der Straßendecke 
des Oberweges liegen muss. 

8 Stadt Neukirchen-Vluyn
Planungs- und Bauord-
nungsamt
§ 4 Abs. 1 BauGB
06.08.2021

Aus Sicht der Stadt Neukirchen-Vluyn bestehen gegen das o.g. 
Bauleitplanverfahren keine Bedenken.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

12 Landesbetrieb Straßen-
bau.NRW.
§ 4 Abs. 1 BauGB
02.08.2021

Die Belange der von hier betreuten Straße L 478 Abs 4 km ca 
2+200 bis 2+270 in der Ortsdurchfahrt werden durch Ihre Planung 
berührt.
Anregungen oder Bedenken werden nicht vorgetragen.
Es bestehen keine grundsätzlichen Bedenken.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.
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Die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs darf nicht beeinträch-
tigt werden.

Gegenüber der Straßenbauverwaltung können weder jetzt noch zu-
künftig aus dieser Planung Ansprüche auf aktiven und/oder passi-
ven Lärmschutz oder ggfls. erforderlich werdende Maßnahmen 
bzgl. der Schadstoffausbreitung geltend gemacht werden. Für 
Hochbauten weise ich auf das Problem der Lärm-Reflexion hin.
Mit der Bitte um die Beteiligung im weiteren Verfahren.

Der Stellungnahme wird gefolgt.
In dem Planverfahren wurde die Zufahrt zu der Landstraße 
L 478 (Hochend) mit der Einfahrt des nördlich gelegenen 
Grundstücks gebündelt. Weitere Einfahrten sind nicht zuläs-
sig.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

13 Landesbetrieb Wald 
und Holz
§ 4 Abs. 1 BauGB
05.08.2021

Gegen das o.g. Vorhaben bestehen aus forstbehördlicher Sicht kei-
ne Bedenken.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

13b Landesbetrieb Wald 
und Holz
§ 4 Abs. 1 BauGB
23.01.2023

Gegen das o.g. Vorhaben bestehen aus forstbehördlicher Sicht kei-
ne Bedenken.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

15 Geologischer Dienst 
NRW
§ 4 Abs. 1 BauGB
01.09.2021

Erdbebengefährdung
Es wird auf die Bewertung der Erdbebengefährdung hingewiesen, 
die bei Planung und Bemessung üblicher Hochbauten gemäß den 
Technischen Baubestimmungen des Landes NRW mit DIN 
4149:2005-O4 „Bauten in deutschen Erdbebengebieten“ zu berück-
sichtigen ist.
Die Erdbebengefährdung wird in DIN 4149:2005 durch die Zuord-
nung zu Erdbebenzonen und geologischen Untergrundklassen ein-
gestuft, die anhand der Kaıte der Erdbebenzonen und geologischen
Untergrundklassen der Bundesrepublik Deutschland 1 : 350 000, 
Bundesland Nordrhein-Westfalen (Geologischer Dienst NRW 2006)

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.
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bestimmt werden. In den Technischen Baubestimmungen des Lan-
des Nordrhein-Westfalen wird auf die Verwendung dieser Karten-
grundlage explizit hingewiesen.
Das hier relevante Planungsgebiet ist folgender Erdbebenzone / 
geologischer Untergrundklasse zuzuordnen:
- Stadt Rheurdt, Gemarkung Rheurdt: 0 / T

Bemerkung: DIN 4149:2005 wurde durch den Regelsetzer zurück-
gezogen und durch die Teile 1, 1/NA und 5 des Eurocode 8 (DIN 
EN 1998) ersetzt. Dieses Regelwerk ist jedoch bislang bauaufsicht-
lich nicht eingeführt. Anwendungsteile, die nicht durch DIN 4149 
abgedeckt werden, sind als Stand der Technik zu berücksichtigen. 
Dies betrifft hier insbesondere DIN EN 1998, Teil 5 „Gründungen, 
Stützbauwerke und geotechnische Aspekte“.
Innerhalb der Erdbebenzone 0 müssen gemäß DIN 4149 für übli-
che Hochbauten keine besonderen Maßnahmen hinsichtlich poten-
zieller Erdbebenwirkungen ergriffen werden. Es wird jedoch drin-
gend empfohlen, im Sinne der Schutzziele der DIN 4149 für Bau-
werke der Bedeutungskategorien III und IV entsprechend den Re-
gelungen nach Erdbebenzone 1 zu verfahren.
Dies gilt insbesondere z. B. für große Wohnanlagen etc.

Baugrund
Ich empfehle, den Baugrund objektbezogen zu untersuchen und zu 
bewerten.

Schutzgut Boden
Auf Basis der im Geologischen Dienst NRW vorliegenden Boden-
karte 1 : 50 000 (Auskunftssystem BK 50 mit Karte der schutzwürdi-
gen Böden") welche unter GEOportaI.NRW abgerufen werden 
kann, (› GeoViewer > Adresseingabe (Adressfeld) > Geographie 

Der Stellungnahme wird gefolgt.
In den Bebauungsplan wird ein Hinweis zur Erdbebengefähr-
dung aufgenommen. Die Stellungnahme wurde inhaltlich in 
die Begründung des Bebauungsplanes (vgl. Kap 20) auf-
grnommen. In den Entwurf der Satzung des Bebauungspla-
nes wurde ein entsprechender Hinweis aufgenommen.

Der Stellungnahme wird gefolgt.
Für die weitere Planung wird ein Boden- und Baugrundgut-
achten eingeholt, mit dem die Baugrundeigenschaften ermit-
telt wurden.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.
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und Geologie > Boden und Geologie > IS BK50 Bodenkarte von 
NRW 1 : 50 000 - WMS > Bewertung und Auswertungen zum Bo-
denschutz > Schutzwürdigkeit der Böden (3. Auflage) > Schutzwür-
digkeit - naturnahe und naturferne Böden.) treten im Plangebiet 
schutzwürdige Böden auf. Es handelt sich um Plaggenesche, mit-
hin um Böden mit Archivfunktion. Diese Böden besitzen nach dem 
Klassifikationsschema eine besonders hohe Funktionserfüllung. Im 
Rahmen der Beschreibung und Bewertung des Schutzgutes sind 
die betroffenen Böden, deren Bodenschutzstufen und Bodenfunkti-
onen zu benennen. Zudem sind die Folgen des Eingriffs auf das 
Schutzgut Boden zu bewerten.
Aus Bodenschutzsicht sind nach den gesetzlichen Vorgaben (z.B. §
2 Bundes-Bodenschutzgesetz, § 1 Landesbodenschutzgesetz, § 7 
und § 15 Bundesnaturschutzgesetz) die vorliegenden Böden als 
Wert- und Funktionselemente besonderer Bedeutung zu bewerten. 
Demnach ist eine bodenfunktionsbezogene Kompensation für den 
Verlust dieser Böden, beispielsweise auf externen Flächen vorzu-
nehmen. Hinweise zur Kompensation unvermeidbarer Beeinträchti-
gungen schutzwürdiger Böden ist folgender Veröffentlichung zu 
entnehmen (Kap. 3.7, S. 24).
- Bodenschutz in der Umweltprüfung nach BauGB - Leitfaden für 
die Praxis der Bodenschutzbehörden in der Bauleitplanung.

Bei Archivböden ist ein bodenfunktionsbezogener Ausgleich nur 
schwer möglich. Sofern es sich tatsächlich um Archivböden han-
delt, könnte idealerweise versucht werden, eine Unterschutzstel-
lung von vergleichbaren Archivböden in ähnlichem Flächenumfang 
anzustreben (z.B. durch Eintrag einer Dienstbarkeit im Grundbuch 
zu Gunsten der unteren Bodenschutzbehörde). Aus unserer Sicht 
wäre es deshalb sehr zu begrüßen, wenn bei Inanspruchnahme 
dieser Böden als Ausgleich Plaggeneschböden an anderer Stelle 
unter Schutz gestellt werden könnten.

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt.
Das Verfahren wird als Bebauungsplan der Innenentwicklung
(§ 13a) durchgeführt. Aufgrund der Größe der zulässigen 
Grundfläche ist keine Umweltprüfung erforderlich.
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Sofern dies nicht umsetzbar ist, wäre eine Dokumentation der ver-
loren gehenden Archivböden eine weitere Möglichkeit, die Belange 
des Schutzgutes „Boden“ wenigstens ansatzweise zu wahren. In 
dem Fall sind repräsentative Plaggeneschprofile nach der Boden-
kundlichen Kartieranleitung unterstützt durch eine Fotodokumentati-
on (KA 5, 2005) zu beschreiben. Daneben sollten an horizontweise 
gezogenen Bodenproben bodenphysikalische und -chemische Un-
tersuchungen vorgenommen werden. Die erhobenen Daten und
Ergebnisse der Laboruntersuchungen sind dem Geologischen 
Dienst NRW zum Einpflegen in das Fachinformationssystem Boden
zu überlassen.
Vorsorglich weise ich darauf hin, dass das häufige Auftreten des 
festgestellten Bodentyps im Plangebiet dessen Schutzwürdigkeit 
und die damit verbundene besondere Bedeutung als Wert- und 
Funktionselement nicht in Frage stellt. Das verwendete Klassifikati-
onssystem „Karte der schutzwürdigen Böden“ lässt neben der Ein-
teilung in Schutzwürdigkeitsklassen keine zusätzlichen Auf- und 
Abwertungen zu (z.B. Seltenheit), die die festgelegten Einstufungen
von Schutzwürdigkeiten nachträglich verändern bzw. reduzieren.

Hinweis zur Verwendunq von Mutterboden
Nach § 202 BauGB in Verbindung mit DIN 18915 ist bei Errichtung 
oder Änderung von baulichen Anlagen der Oberboden (Mutterbo-
den) in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Vernichtung zu 
schützen. Er ist vordringlich im Plangebiet zu sichern, zur Wieder-
verwendung zu lagern und später wieder einzubauen.

Der Stellungnahme wird gefolgt.
Für die weitere Planung wurde ein Boden- und Baugrundgut-
achten erarbeitet, mit dem die gewünschte Dokumentation 
der Bodenprofile sichergestellt werden sollte. Im Rahmen 
des Bodengutachtens wurde untersucht, ob der Boden die 
Charakteristika eines Plaggenensch-Bodens aufweist. Dabei 
wurde festgestellt, dass diese Charakteristika nicht mehr er-
kennbar sind und das prinzipiell schützenswerte Bodengefü-
ge durch die ackerbauliche Tätigkeit bereits überprägt ist.

Der Stellungnahme wird gefolgt.
In den Bebauungsplan wurde ein entsprechender Hinweis 
aufgenommen.

17 LVR Kaufm. Immobili-
enmanagement, Haus-
halt, Gebäudeservice
§ 4 Abs. 1 BauGB
31.08.2021

Hiermit möchte ich Sie innerhalb meiner Stellungnahme darüber in-
formieren, dass keine Betroffenheit bezogen auf Liegenschaften 
des LVR vorliegt und daher keine Bedenken gegen die o.g. Maß-
nahme geäußert werden.
Diese Stellungnahme gilt nicht für das LVR Amt für Denkmalpflege 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.
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im Rheinland in Pulheim und das LVR- Amt für Bodendenkmalpfle-
ge im Rheinland in Bonn; es wird darum gebeten, deren Stellung-
nahmen gesondert einzuholen.

21 Bundesamt für Infra-
struktur, Umweltschutz 
und Dienstleistungen 
der Bundeswehr
§ 4 Abs. 1 BauGB
09.08.2021

Durch die oben genannte und in den Unterlagen näher beschriebe-
ne Planung werden Belange der Bundeswehr berührt, jedoch nicht 
beeinträchtigt.
Vorbehaltlich einer gleichbleibenden Sach- und Rechtslage beste-
hen zu der Planung seitens der Bundeswehr als Träger öffentlicher 
Belange keine Einwände.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

21b Bundesamt für Infra-
struktur, Umweltschutz 
und Dienstleistungen 
der Bundeswehr
§ 4 Abs. 1 BauGB
18.01.2023

vorbehaltlich einer gleichbleibenden Sach- und Rechtslage werden 
Verteidigungsbelange nicht beeinträchtigt. Es bestehen daher zum 
angegebenen Vorhaben seitens der Bundeswehr als Träger öffent-
licher Belange keine Einwände.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

23 Bezirksregierung Arns-
berg
§ 4 Abs. 1 BauGB
01.09.2021

Zu den bergbaulichen Verhältnissen erhalten Sie folgende Hinwei-
se:
Das o.g. Vorhaben liegt über dem auf Steinkohle verliehenen Berg-
werksfeld „Humboldt 1“ im Eigentum der RAG Aktiengesellschaft, 
lm Welterbe 10 in 45141 Essen. Ferner liegt das Plangebiet über 
dem Feld der Erlaubnis zu gewerblichen Zwecken „Rheurdt-Gas“. 
lnhaberin der Erlaubnis ist die Mingas-Power GmbH in 45128 Es-
sen. Diese Erlaubnis gewährt das befristete Recht zur Aufsuchung 
des Bodenschatzes „Kohlenwasserstoffe“ innerhalb der festgeleg-
ten Feldesgrenzen. Unter dem „Aufsuchen“ versteht man Tätigkei-
ten zur Feststellung (Untersuchung) des Vorhandenseins und der 
Ausdehnung eines Bodenschatzes. Eine Erlaubnis zu gewerbli- 
chen Zwecken dient lediglich dem Konkurrenzschutz und klärt in 
Form einer Lizenz nur grundsätzlich, welcher Unternehmer in die-
sem Gebiet Anträge auf Durchführung konkreter Aufsuchungsmaß-
nahmen stellen darf. Eine erteilte Erlaubnis gestattet noch keinerlei 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.
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konkrete Maßnahmen, wie z. B. Untersuchungsbohrungen, sodass 
Umweltauswirkungen in diesem Stadium allein aufgrund einer Er-
laubnis nicht hervorgerufen werden können, Konkrete Aufsu-
chungsmaßnahmen wären erst nach weiteren Genehmigungsver-
fahren, den Betriebsplanzulassungsverfahren, erlaubt, die ganz 
konkret das „Ob“ und „Wie“ regeln. Vor einer Genehmigungsent-
scheidung erfolgt gemäß den gesetzlichen Vorschriften eine Beteili-
gung von ggf. betroffenen Privaten, Kommunen und Behörden. Des
Weiteren werden ausführlich und gründlich alle öffentlichen Belan-
ge - insbesondere auch die des Gewässerschutzes - geprüft, gege-
benenfalls in einem separaten wasserrechtlichen Erlaubnisverfah-
ren.
Soweit eine entsprechende grundsätzliche Abstimmung mit dem 
Feldeseigentümer/ Bergwerksunternehmer nicht bereits erfolgt ist, 
empfehle ich, diesem in Bezug auf mögliche zukünftige bergbauli-
che Planungen, zu bergbaulichen Einwirkungen aus bereits umge-
gangenem Bergbau sowie zu dort vorliegenden weiteren Informati-
onen bzgl. bergschadensrelevanter Fragestellungen Gelegenheit 
zur Stellungnahme zu geben. Möglicherweise liegen dem Feldesei-
gentümer/ Bergwerksunternehmer auch Informationen zu Bergbau 
in dem betreffenden Bereich vor, der hier nicht bekannt ist. insbe-
sondere sollte dem Feldeseigentümer/Bergwerksunternehmer da-
bei auch Gelegenheit gegeben werden, sich zum Erfordernis von 
Anpassungs- oder Sicherungsmaßnahmen zur Vermeidung von 
Bergschäden zu äußern. Diese Fragestellung ist grundsätzlich pri-
vatrechtlich zwischen Grundeigentümer / Vorhabensträger und 
Bergwerksunternehmer/ Feldeseigentümer zu regeln.
Bearbeitungshinweis:
Diese Stellungnahme wurde bezüglich der bergbaulichen Verhält-
nisse auf Grundlage des aktuellen Kenntnisstandes erarbeitet. Die 
Bezirksregierung Arnsberg hat die zugrunde liegenden Daten mit 
der zur Erfüllung ihre zusammengestellt. Die fortschreitende Aus-
wertung und Überprüfung der vorhandenen Unterlagen sowie neue 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.
Die RAG Aktiengesellschaft sowie die Mingas-Power GmbH 
wurde beteiligt (vgl. Lfd-Nr. 27 und Lfd-Nr. 53). Von beiden 
Firmen wurden keine Stellungnahme abgegeben.
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Erkenntnisse können zur Folge haben, dass es im Zeitverlauf zu 
abweichenden Informationsgrundlagen auch in Bezug auf den hier 
geprüften Vorhabens- oder Planbereich kommt. Eine Gewähr für 
die Richtigkeit, Vollständigkeit und Genauigkeit der Daten kann in-
soweit nicht übernommen werden. Soweit Sie als berechtigte öf-
fentliche Stelle Zugang zur Behördenversion des Fachinformations-
systems „Gefährdungspotenziale des Untergrundes in NRW“
(FIS GDU) besitzen, haben Sie hierdurch die Möglichkeit, den je-
weils aktuellen Stand der hiesigen Erkenntnisse zur bergbaulichen 
Situation zu überprüfen. Details über die Zugangs- und Informati-
onsmöglichkeiten dieses Auskunftssystems finden Sie auf der 
Homepage der Bezirksregierung Arnsberg (www.bra.nrw.de) mithil-
fe des Suchbegriffs „Behördenversion GDU“. Dort wird auch die 
Möglichkeit erläutert, die Daten neben der Anwendung ebenfalls als
Web Map Service (WMS) zu nutzen.

25 Bau- und Liegen-
schaftsbetrieb NRW 
17.01.2023

der BLB NRW ist im Bereich des Bebauungsplans Rheurdt Nr. 36 
nicht betroffen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

26 Linksniederrheinische 
Entwässerungs-Genos-
senschaft
§ 4 Abs. 1 BauGB
16.08.2021

Gegen die Aufstellung des o.g. Bebauungsplanes haben wir keine 
Bedenken.
Wir bitten Sie, in den Bebauungsplan folgenden Hinweis aufzuneh-
men:
„Vor Baubeginn ist der höchste zu berücksichtigende Grundwasser-
stand bei der LINEG zu erfragen.“

Der Stellungnahme wird gefolgt.
In den Bebauungsplan wurde ein entsprechender Hinweis 
aufgenommen.

26b Linksniederrheinische 
Entwässerungs-Genos-
senschaft
§ 4 Abs. 1 BauGB
10.02.2023

Gegen die Aufstellung des o.g. Bebauungsplanes haben wir keine 
Bedenken.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

29 Handwerkskammer 
Düsseldorf

Da wir die Belange des Handwerks durch die vorliegende Planung 
derzeit nicht betroffen sehen, beziehen wir zum vorliegenden Plan-

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.
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§ 4 Abs. 1 BauGB
20.08.2021

entwurf insoweit Stellung, als wir keine Bedenken oder Anregungen
vertragen.
Hinsichtlich des erforderlichen Umfangs und Detaillierungsgrades 
der Umweltprüfung gemäß § 2 Abs. 4 BauGB haben wir keine Hin-
weise.

29b Handwerkskammer 
Düsseldorf
§ 4 Abs. 1 BauGB
30.01.2023

Wir beziehen dazu insoweit Stellung, als wir Ihnen unsere Stellung-
nahme zur frühzeitigen Trägerbeteiligung vom 20. August 2021 be-
stätigen. Die vorliegende Planung wird von uns ausdrücklich be-
grüßt. Die Festsetzungen tragen den Belangen der von uns vertre-
tenen Handwerksbetriebe Rechnung. Bedenken oder Anregungen 
tragen wir nicht vor.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

35 Niederrheinische Indus-
trie u. Handelskammer
§ 4 Abs. 1 BauGB
31.08.2021

Mit der Bauleitplanung sollen die planungsrechtlichen Vorausset-
zungen für die Realisierung von Wohnbebauung auf einem bislang 
landwirtschaftlich genutzten Kirchengrundstück geschaffen werden.
Zu diesem Zweck wird im weiteren Verfahren ein Bebauungspla-
nentwurf erstellt werden, der ein Allgemeines Wohngebiet (WA) mit 
den entsprechenden Baugrenzen festsetzt.
Gegen die Planung bestehen aus Sicht der IHK keine Bedenken.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

35b Niederrheinische Indus-
trie u. Handelskammer
§ 4 Abs. 1 BauGB
14.02.2023

Gegen die Planung bestehen aus Sicht der IHK keine Bedenken. Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

38 Wasser- und Bodenver-
band Gelderner Fleuth
§ 4 Abs. 1 BauGB
09.08.2021

Seitens des Wasser- und Bodenverbandes Gelderner Fleuth beste-
hen gegen die geplanten Ausführungen der Bebauungspläne keine 
Bedenken, da die Planflächen außerhalb des Verbandsgebietes lie-
gen und Verbandsanlagen nicht betroffen werden.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

38b Wasser- und Bodenver-
band Gelderner Fleuth
§ 4 Abs. 1 BauGB
17.01.2023

Der geplante Bebauungsplan liegt außerhalb unseres Verbandsge-
bietes, infolgedessen erheben wir keine Einwände.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.
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40 Schönmackers Umwelt-
dienste GmbH & Co. 
KG 
16.01.2023

Ich bitte zu beachten, dass alle Abfallgefäße, Sperrmüll, E-Schrott 
und Grünbündel, an den Hauptzug des Hochend bereitgestellt wer-
den müssen.

(siehe Skizze)

Der Stellungnahme wird gefolgt.
Die in der Skizze angegebene Fläche ist in dem Bebauungs-
plan als Nebenanlage mit der Zweckbestimmung Müllton-
nenaufstellplatz gekennzeichnet.

44 Deutsche Telekom 
Technik GmbH
§ 4 Abs. 1 BauGB
02.08.2021

Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) - 
als Netzeigentümerin und Nutzungsberechtigte i. S. v. § 68 Abs.1 
TKG - hat die Deutsche Telekom Technik GmbH beauftragt und
bevollmächtigt, alle Rechte und Pflichten der Wegesicherung wahr-
zunehmen sowie alle Planverfahren Dritter entgegenzunehmen und
dementsprechend die erforderlichen Stellungnahmen abzugeben.
Zu der o. g. Planung nehmen wir wie folgt Stellung:
lm Planbereich befinden sich noch keine Telekommunikationslinien 
der Telekom. Zur Versorgung des Planbereichs mit Telekommuni-
kationsinfrastruktur durch die Telekom ist die Verlegung neuer Te-
lekommunikationslinien im Plangebiet und außerhalb des Plange-
biets erforderlich. Bitte teilen Sie uns zum Zweck der Koordinierung
unter folgender E-Mail-Adresse T-NL-West_PTI-13-Neubaugebie-
te@telekom.de mit, welche eigenen oder Ihnen bekannten Maß-
nahmen Dritter im Bereich Bebauungsplan Nr. 36 „Hochend/Ober-
weg“ stattfinden werden.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.
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Die Deutsche Telekom orientiert sich beim Ausbau ihrer Festnetzin-
frastruktur unter anderem an den technischen Entwicklungen und 
Erfordernissen. Insgesamt werden Investitionen nach wirtschaftli-
chen Gesichtspunkten geplant. Der Ausbau der Deutschen Tele-
kom erfolgt nur dann, wenn dies aus wirtschaftlicher Sicht sinnvoll 
erscheint. Dies bedeutet aber auch, dass die Deutsche Telekom 
da, wo bereits eine Infrastruktur eines alternativen Anbieters be-
steht oder geplant ist, nicht automatisch eine zusätzliche, eigene In-
frastruktur errichtet. Wir bitten Sie uns die Information zu einem al-
ternativen Anbieter umgehen zur Verfügung zu stellen und verwei-
sen in diesen Zusammenhang auch auf den Satz 2, Abschnitt 7, 
§77i TKG hin. lm Rahmen der Erschließung von Neubaugebieten 
ist stets sicherzustellen, dass geeignete passive Netzinfrastruktu-
ren, ausgestattet mit Glasfaserkabeln, mitverlegt werden.

Wir bitten folgende fachliche Hinweis bei der Planung zur Erschlie-
ßung zu berücksichtigen:
In allen Straßen bzw. Gehwegen sind geeignete und ausreichende 
Trassen mit einer Leitungszone in einer Breite von ca. 0,2 m für die 
Unterbringung der Telekommunikationslinien der Telekom vorzuse-
hen.

Hinsichtlich geplanter Baumpflanzungen ist das "Merkblatt über 
Baumstandorte und unterirdische Ver- und Entsorgungsanlagen" 
der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen,Aus-
gabe 2013; siehe insbesondere Abschnitt 6, zu beachten. Wir bitten
sicherzustellen, dass durch die Baumpflanzungen der Bau, die Un-
terhaltung und Erweiterung der Telekomrnunikationslinien der Tele-
kom nicht behindert werden

Für den rechtzeitigen Ausbau des Telekommunikationsnetzes so-
wie die Koordinierung mit dem Straßenbau und den Baumaßnah-

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt.
In dem Bebauungsplan werden keine Straßenverkehrsflä-
chen sowie keine Verkehrsflächen besonderer Zweckbestim-
mungen festgesetzt.

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt.
In dem Bebauungsplan werden keine Verkehrsflächen sowie
keine Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmungen 
festgesetzt.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.
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men der anderen Leitungsträger ist es notwendig, dass Beginn und 
Ablauf der Erschließungsmaßnahmen im Bebauungsplangebiet der
Deutschen Telekom Technik GmbH unter folgender E-Mail Adresse
T-NL-West_PTI-13-Neubaugebiete@telekom.de so früh wie mög-
lich, mindestens 4 Monate vor Baubeginn, schriftlich angezeigt wer-
den.
Anlage: Lageplan

44b Deutsche Telekom 
Technik GmbH
§ 4 Abs. 1 BauGB
17.01.2023

Zur o. a. Planung haben wir bereits mit Schreiben PTI 213319 vom 
2. August 2021 Stellung genommen.
Diese Stellungnahme gilt unverändert weiter.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

45 Gelsenwasser Energie-
netze GmbH
§ 4 Abs. 1 BauGB
18.08.2021

Für die Benachrichtigung über die o.g. Planung danken wir.
Anregungen dazu haben wir nicht.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

46 PLEdoc GmbH 
16.01.2023

wir beziehen uns auf Ihre o.g. Maßnahme und teilen Ihnen hierzu 
mit, dass von uns verwaltete Versorgungsanlagen der nachstehend
aufgeführten Eigentümer bzw. Betreiber von der geplanten
Maßnahme nicht betroffen werden:
• OGE (Open Grid Europe GmbH), Essen
• Kokereigasnetz Ruhr GmbH, Essen
• Ferngas Netzgesellschaft mbH (FG), Netzgebiet Nordbayern, 
Schwaig bei Nürnberg
• Mittel-Europäische Gasleitungsgesellschaft mbH (MEGAL), Essen
• Mittelrheinische Erdgastransportleitungsgesellschaft mbH 
(METG), Essen
• Nordrheinische Erdgastransportleitungsgesellschaft mbH & Co. 
KG (NETG), Dortmund
• Trans Europa Naturgas Pipeline GmbH (TENP), Essen
Maßgeblich für unsere Auskunft ist der im Übersichtsplan markierte
Bereich

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.
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47 RMR Rhein-Main-Rohr-
leitungstransportgesell-
schaft m.b.H.
§ 4 Abs. 1 BauGB
02.08.2021

Von der vorgenannten Maßnahme werden weder vorhandene Anla-
gen noch laufende bzw. vorhersehbare Planungen der RMR-GmbH
sowie der Mainline Verwaltungs-GmbH betroffen.
Falls für Ihre Maßnahme ein Ausgleich für den Eingriff in Natur und 
Landschaft gefordert wird, muss sichergestellt sein, dass dieser 
nicht im Schutzstreifen unserer Leitungen stattfindet.
Sollten diese Ausgleichsmaßnahmen vorgenommen werden, bitten 
wir um erneute Beteiligung.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

47b RMR Rhein-Main-Rohr-
leitungstransportgesell-
schaft m.b.H.
§ 4 Abs. 1 BauGB
18.01.2023

Von der vorgenannten Maßnahme werden weder vorhandene Anla-
gen noch laufende bzw. vorhersehbare Planungen der RMR-GmbH
sowie der Mainline Verwaltungs-GmbH betroffen. 
Falls für Ihre Maßnahme ein Ausgleich für den Eingriff in Natur und 
Landschaft gefordert wird, muss sichergestellt sein, dass diese 
nicht im Schutzstreifen unserer Leitungen stattfindet.
Sollten diese Ausgleichsmaßnahmen vorgenommen werden, bitten 
wir um erneute Beteiligung.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

48 Westnetz GmbH
§ 4 Abs. 1 BauGB
11.08.2021

Wir arbeiten als Netzbetreiber im Bereich > 10 kV bis <= 110 kV 
und Nachrichtentechnik im Namen und für Rechnung der Westnetz 
GmbH als Eigentümerin der Anlagen und bedanken uns für die Be-
teiligung am o. g. Verfahren.
Diese Stellungnahme ergeht gleichzeitig im Auftrag für die West-
netz GmbH als Eigentümerin der Anlagen.
Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes befinden sich keine Ver-
sorgungsleitungen oder Anlagen der Westnetz GmbH.
Die Versorgung der geplanten Bebauung werden wir aus dem vor-
handenen Niederspannungsnetz vornehmen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

48 b Westnetz GmbH
§ 4 Abs. 1 BauGB
18.08.2021

Wir arbeiten als Netzbetreiber im Bereich > 10 kV bis <= 110 kV 
und Nachrichtentechnik im Namen und für Rechnung der Westnetz 
GmbH als Eigentümerin der Anlagen und bedanken uns für die Be-
teiligung am o. g. Verfahren.
Diese Stellungnahme ergeht gleichzeitig im Auftrag für die West-
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netz GmbH als Eigentümerin der Anlagen.
Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes befinden sich keine Ver-
sorgungsleitungen oder Anlagen der Westnetz GmbH.
Die Stromversorgung der geplanten Bebauung werden wir aus dem
vorhandenen Niederspannungsnetz vornehmen.

Die Erschließung der geplanten Wohnbebauung mit Trinkwasser 
kann aus dem vorhandenen Trinkwassernetz erfolgen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

51 Amprion GmbH
§ 4 Abs. 1 BauGB
02.08.2021

Im Planbereich der o. a. Maßnahme verlaufen keine Höchstspan-
nungsleitungen unseres Unternehmens. Planungen von Höchst-
spannungsleitungen für diesen Bereich liegen aus heutiger Sicht 
nicht vor.
Wir gehen davon aus, dass Sie bezüglich weiterer Versorgungslei-
tungen die zuständigen Unternehmen beteiligt haben.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Der Stellungnahme wird gefolgt.
Die in der Gemeinde Rheurdt tätigen Leitungsträger wurden 
beteiligt.

51b Amprion GmbH
§ 4 Abs. 1 BauGB
19.01.2023

Im Planbereich der o. a. Maßnahme verlaufen keine Höchstspan-
nungsleitungen unseres Unternehmens.
Planungen von Höchstspannungsleitungen für diesen Bereich lie-
gen aus heutiger Sicht nicht vor.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

53 Mingas-Power
§ 4 Abs. 1 BauGB
02.08.2021

Die Planungen und Belange der Mingas-Power GmbH werden 
durch den geplanten Bebauungsplan Nr. 36 der Gemeinde Rheurdt
nicht berührt.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

55 Vodafone NRW GmbH
§ 4 Abs. 1 BauGB
01.09.2021

Im Planbereich liegen keine Versorgungsanlagen der Vodafone 
NRW GmbH. Wir sind grundsätzlich daran interessiert, unser glas-
faserbasiertes Kabelnetz in Neubaugebieten zu erweitern und da-
mit einen Beitrag zur Sicherung der Breitbandversorgung für ihre 
Bürger zu leisten.
Ihre Anfrage wurde an die zuständige Fachabteilung weitergeleitet, 
die sich mit ihnen zu gegebener Zeit in Verbindung setzen wird. Bis
dahin bitten wir Sie, uns am Bebauungsplanverfahren weiter zu be-
teiligen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.
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56 N.V. Rotterdam
16.01.2023

An Hand Ihrer o.g. Meldung haben wir festgestellt, dass unsere Öl-
fernleitungen von Ihrem Vorhaben/Bereich nicht betroffen sind.
Falls für Ihre Maßnahme ein Ausgleich gefordert wird, muss sicher-
gestellt sein dass dieser nicht im Schutzstreifen unserer Leitungen 
stattfindet. Sollten diese Ausgleichsmaßnahmen vorgenommen 
werden, bitten wir Sie um erneute Beteiligung.
Weiterhin empfehlen wir bei der Planung von Wohnhäusern, Hoch-
häusern oder Gebäude in denen sich Menschen aufhalten, immer 
ein Abstand zur Fernleitung von mindestens 25 Meter, falls möglich
noch mehr anzuhalten.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.
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